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Anwerbung, Integration  
und Bindung internationaler  
Pflegekräfte und Auszu- 
bildender aus Drittstaaten 

Die pflegerische Versorgung in Deutschland 
ist heute ohne internationale Pflegekräfte 
und Auszubildende aus Drittstaaten nicht 
mehr vorstellbar. Sie sind ein selbstver-
ständlicher Teil unserer Teams und leisten 
mit ihren Kompetenzen und Perspektiven 
einen unverzichtbaren Beitrag im Pflege- 
und Gesundheitswesen. Auch angesichts 
des demografischen Wandels und des  
anhaltenden Fachkräftemangels liegt es  
im Interesse unserer Gesellschaft, mehr 
Menschen für die Pflege zu gewinnen. 
Umso dringlicher ist es, tragfähige Struk- 
turen und ein von Offenheit und Wert- 
schätzung geprägtes Umfeld zu schaffen, 
um nicht nur die Anwerbung, sondern  
vor allem die langfristige Integration und 
Bindung der Menschen zu ermöglichen.

Faire und ethisch verantwortete Anwerbung ist dabei 
eine unverzichtbare Grundlage. Sie schützt die Her-
kunftsländer vor struktureller Unterversorgung und stärkt 
Vertrauen auf beiden Seiten. Der VKAD unterstützt das 
Gütezeichen „Faire Anwerbung Pflege Deutschland“ und 
befürwortet ausdrücklich dessen Ausweitung auf Auszu-
bildende aus Drittstaaten.

Diese Forderungen richten sich an politische Entschei-
dungsträger:innen auf Bundes- und Landesebene, insbe-
sondere in den Ressorts Gesundheit, Arbeit, Soziales und 
Inneres, an zuständige Behörden (Anerkennungsstellen, 
Ausländerbehörden), an Kostenträger und Pflegesatz-
kommissionen.

Forderungen des Verbandes katholischer

Altenhilfe in Deutschland e.V.
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Forderungen zur Anwerbung, Integration  
und Bindung internationaler Pflegekräfte  
und Auszubildender

Integration in den Arbeitsmarkt: Anerkennungsverfahren  
beschleunigen und Arbeitsmarktzugang durch Positivliste erleichtern1.

Bundesweite digitale Work-and-Stay-Agentur zügig einführen  
und aufenthaltsrechtliche Hürden abbauen2.

Verlässliche Aufenthaltstitel schaffen, Zuwanderung über  
Freiwilligendienste stärken und Visaverfahren beschleunigen3.

Sprachförderung und ausbildungsunterstützende Strukturen  
gesetzlich verankern4.

Faire Anwerbung auf Auszubildende ausweiten, Anwerbe-  
und Integrationskosten refinanzieren und Wohnraum sichern5.
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Integration in den Arbeitsmarkt: Anerkennungsverfahren  
beschleunigen und Arbeitsmarktzugang durch Positivliste  
erleichtern

1.

 Pflegekräfte aus Drittstaaten müssen deut-
lich schneller in den Arbeitsmarkt integriert 
werden. Voraussetzung dafür ist ein pragma-
tisches und transparentes Anerkennungs-
verfahren, das vorhandene Qualifikationen 
anerkennt und Nachqualifizierungen flexibel 
ermöglicht.

Transparenz, Beschleunigung und  
Standardisierung durch Positivliste

Zur Vereinheitlichung der Berufsanerkennung schlägt 
der VKAD die Einführung einer zentralen digitalen, für 
Arbeitgeber einsehbaren Positivliste ausländischer Pfle-
geabschlüsse vor, die als gleichwertig zur deutschen 
generalistischen Pflegeausbildung vollständig aner- 
kannt werden.

Diese regelmäßig zu aktualisierende Liste sollte in der 
ANABIN-Datenbank geführt werden, in enger Zusam-
menarbeit mit der Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe 
(GfG) sowie einer bundesweiten Work-and-Stay-Agen-
tur. Sie muss öffentlich zugänglich sein und transparent 
ausweisen, für welche Länder und Qualifikationen eine 
Vollanerkennung gilt oder welche spezifischen Anpas-
sungsmaßnahmen erforderlich sind.

Der VKAD empfiehlt, dass mindestens dreijährig beruf-
lich oder akademisch ausgebildete Pflegefachkräfte aus 
dem Ausland mit den zur Berufsausübung erforderlichen 
deutschen Sprachkenntnissen (mindestens Niveau B2) 
grundsätzlich eine schnelle Anerkennung und in der  
Regel eine Vollanerkennung erhalten. Abweichungen 
hiervon sollen ausschließlich dann relevant werden, 
wenn die Gutachtenstelle für Gesundheitsberufe in Mus-
tergutachten gravierende strukturelle oder curriculare 
Unterschiede feststellt.

Gleichzeitig ist zu berücksichtigen, dass insbesondere 
in der Langzeitpflege ein strukturiertes und individuelles 
Onboarding erforderlich bleibt. Entsprechend sollten 
Aufwendungen für Onboarding-Prozesse, etwa durch 
Integrationscoaches oder Buddysysteme, als anrechen-
bare Anwerbekosten berücksichtigt werden.

DE
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Bundesweite digitale Work-and-Stay-Agentur zügig  
einführen und aufenthaltsrechtliche Hürden abbauen2.

 Hoffnungen setzt der VKAD auf eine bun-
desweite digitale Work-and-Stay-Agentur, 
deren Eckpunkte im November 2025 ver-
öffentlicht wurden. Für die Akzeptanz und 
Wirksamkeit dieser Agentur ist eine durch-
gängige Digitalisierung aller Prozesse ent-
scheidend. Der VKAD begrüßt daher aus-
drücklich das Once-Only-Prinzip, wonach 
Daten und Dokumente nur einmal eingereicht 
und anschließend behördenübergreifend 
nachgenutzt werden können.

Arbeitgeber, Pflegekräfte und Auszubildende benötigen 
zudem verbindliche Auskunftsrechte über den jeweili-
gen Verfahrensstand. Eine digitale Plattform sollte einen 
detaillierten Status, Fristen und zuständige Ansprech-
personen transparent abbilden, technische Schnittstellen 
bieten und die Sammelbearbeitung (auch durch Dritte 
oder Bevollmächtigte) von Verfahren ermöglichen. Bei 
der Entwicklung einer einheitlichen Work-and-Stay-
Agentur weist der VKAD ausdrücklich auf die wichtige 
Rolle der Bundesländer hin. Aus Sicht des VKAD ist es 
sinnvoll, bundeseinheitliche Regelungen und Standards 
zu schaffen, dabei aber vorhandene Landesressourcen 
wie Personal und Infrastruktur gezielt zu nutzen. Die 
Finanzierung dieses Modells sollte im Bundeshaushalt 
geregelt werden, um die Länder und Kommunen zu  
entlasten. 

Aufenthaltsrechtliche Hürden für inter­
nationale Pflegekräfte und Auszubildende 
abbauen

Derzeit dürfen Pflegefachkräfte aus Drittstaaten ihre  
Tätigkeit erst nach Ausstellung der Berufsurkunde 
gemäß § 1 PflBG aufnehmen. Die Problematik betrifft 
insbesondere internationale Auszubildende, die über 
das gesetzliche „beschleunigte Fachkräfteverfahren“ 
nach Deutschland kommen. Ihr Aufenthaltstitel ist an 
den Ausbildungsvertrag gekoppelt. Mit der erfolgreichen 
Examensprüfung endet die Ausbildung rechtlich, sodass 
zugleich die Aufenthaltserlaubnis erlischt. Da die Berufs-
urkunde häufig erst Wochen oder Monate später aus- 
gestellt wird, entsteht eine rechtliche Unsicherheit hin-
sichtlich Aufenthalt und Beschäftigung.

Der VKAD plädiert daher dafür, dass mit dem erfolg-
reichen Abschluss der Ausbildung beziehungsweise mit 
der Feststellung der Gleichwertigkeit automatisch eine 
vorläufige Berufs- und Aufenthaltserlaubnis durch die 
zuständige Behörde erteilt wird, die bis zur Ausstellung 
der endgültigen Berufsurkunde gilt.

Klarstellungsbedarf besteht zudem bei der Ausbildungs-
duldung für die bundeseinheitliche Pflegefachassistenz-
ausbildung. Nach § 60c AufenthG setzt diese bislang 
voraus, dass bereits zu Beginn eine Zusage für eine an-
schließende mindestens zweijährige Fachkraftausbildung 
vorliegt. Dies ist in der Praxis häufig nicht umsetzbar und 
kann dazu führen, dass Personen nach Abschluss einer 
18-monatigen Pflegeassistenzausbildung trotz Arbeits-
platzzusage keine Aufenthaltserlaubnis nach § 19d Auf-
enthG erhalten. Der VKAD regt daher eine rechtssichere 
Klarstellung an. Sollte an der Verknüpfung mit einer  
anschließenden Fachkraftausbildung festgehalten wer-
den, sollte die bundeseinheitliche Pflegefachassistenz-
ausbildung hiervon ausgenommen werden.
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Verlässliche Aufenthaltstitel schaffen, Zuwanderung  
über Freiwilligendienste stärken und Visaverfahren  
beschleunigen

3.

 Aufenthaltstitel nach § 16d AufenthG  
müssen konsequent für eine praxistaug- 
liche Dauer erteilt werden. Kurzlaufzeiten  
von sechs bis zwölf Monaten sollten ent
fallen, wenn sie den realen Zeitraum von  
Einreise, Anerkennung und Qualifizierung 
nicht abdecken. Zu kurze Visa führen regel-
mäßig dazu, dass Aufenthaltstitel während 
laufender Maßnahmen ablaufen und Ver
längerungsverfahren notwendig werden,  
die sowohl für die Betroffenen als auch für 
Ausländerbehörden zusätzlichen Aufwand 
und rechtliche Unsicherheiten verursachen.

Ein zielführender Ansatz ist zudem die stärkere Öffnung 
des Freiwilligen Sozialen Jahres (FSJ) oder des Bundes- 
freiwilligendienstes (BFD) für junge Menschen aus Dritt- 
staaten. Diese Programme können als Brücke in die  
deutsche Pflegeausbildung dienen, indem sie praktische 
Einblicke in die Praxis der Langzeitpflege mit begleiten-
der Sprachförderung verbinden und den Übergang in 
eine Ausbildung gezielt vorbereiten. Damit dieses Poten-
zial genutzt werden kann, müssen Visa für FSJ- oder 
BFD-Teilnehmer:innen zügig und unbürokratisch erteilt 
werden. Darüber hinaus ist eine generelle Beschleuni-
gung der Visaverfahren für Pflegekräfte und Auszu- 
bildende dringend erforderlich – unabhängig davon,  
ob sie im Rahmen des FSJ, einer Ausbildung oder  
des beschleunigten Fachkräfteverfahrens nach § 81a  
AufenthG einreisen. 

Die Visumerteilung muss insgesamt verlässlicher und 
planbarer werden. Zwar hat sich die Situation für Fach-
kräfte und Auszubildende durch das beschleunigte 
Fachkräfteverfahren (§ 81a AufenthG) in vielen Regionen 
verbessert. Gleichzeitig fehlt es an verbindlichen Fristen 
für die Bearbeitung von Vorabzustimmungen durch die 
Ausländerbehörden. Die Bearbeitungszeiten variieren  
erheblich und reichen je nach Standort von wenigen  
Wochen bis zu mehreren Monaten. Der VKAD fordert 
daher, für die Vorabzustimmung der Ausländerbehörden 
eine verbindliche Bearbeitungsfrist von drei Wochen 
festzulegen. Aus der Praxis wird zudem von erheblichen 
Verzögerungen bei der Terminvergabe in deutschen  
Auslandsvertretungen berichtet. Besonders betroffen 
sind Visa-Verfahren im Zusammenhang mit Freiwilligen-
diensten, die häufig als Vorbereitung auf eine Ausbildung 
oder Beschäftigung in Deutschland dienen. 

Der VKAD regt daher an, die im beschleunigten Fach-
kräfteverfahren geltenden Fristen als Orientierung auf 
weitere Visaverfahren zu übertragen und ihre Einhaltung 
durch wirksame Rechtsfolgen abzusichern.

DE
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Sprachförderung und ausbildungsunterstützende  
Strukturen gesetzlich verankern4.

 Fehlende Sprachkenntnisse stellen eine 
der größten Hürden für Pflegekräfte und Aus-
zubildende aus Drittstaaten dar. Um Integra-
tion zu ermöglichen und die berufliche Leis-
tungsfähigkeit langfristig zu sichern, braucht 
es bundesweit einheitliche Regelungen zur 
Sprachförderung. Zertifizierte Sprachab-
schlüsse aus den Herkunftsländern sollten 
bundesweit als ausreichende Zugangsvor-
aussetzung für Anerkennungs- und Quali-
fizierungsmaßnahmen gelten, die nach der 
Akkreditierungs- und Zulassungsverordnung 
Arbeitsförderung, kurz AZAV, zugelassen 
sind. Zusätzliche interne Sprachtests durch 
Arbeitsagenturen führen zu Verzögerungen 
und sollten entfallen.

Bereits in den Herkunftsländern sollten durch Koope
rationen mit anerkannten Institutionen – etwa dem  
Goethe-Institut – gezielte sprachliche und pflegefach-
liche Vorbereitungskurse angeboten werden. An zertifi-

zierten Sprachschulen im Ausland sollten zumindest 
die Kosten erfolgreicher Prüfungen im Rahmen des  
Refinanzierungstatbestands nach § 75 SGB XI refinan-
zierbar sein.

Schulsozialarbeit und ausbildungsunter­
stützende Strukturen 

Ein strukturelles Defizit besteht derzeit in der fehlenden 
Refinanzierung von ausbildungsunterstützenden Struk-
turen wie Schulsozialarbeit an Pflegeschulen. Diese ist 
jedoch essenziell, um Auszubildende – unabhängig von 
der Herkunft – psychosozial zu begleiten, Ausbildungs-
abbrüche zu vermeiden und die persönliche Entwicklung 
zu fördern. Der VKAD fordert daher, Schulsozialarbeit 
und Sprachförderung als förderfähige Maßnahme in 
Anlage I der Pflegeausbildungsfinanzierungsverordnung 
(PflAFinV) unter A.1.4 aufzunehmen und über den Aus-
bildungsfonds zu refinanzieren.

DE
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Faire Anwerbung auf Auszubildende ausweiten,  
Anwerbe- und Integrationskosten refinanzieren und  
Wohnraum sichern

5.

 Seit 2025 besteht mit § 75 SGB XI eine ver-
bindliche Regelung zur Refinanzierung von 
Anwerbekosten für ausländisches Pflege-
personal. Dazu zählen auch Integrationsmaß-
nahmen, etwa Mentoringprogramme. In der 
Praxis zeigt sich jedoch, dass die konkrete 
Anerkennung dieser Kosten weiterhin stark 
von der jeweiligen Auslegung der Kostenträ-
ger abhängt.

Daher plädiert der VKAD dafür, entsprechende Rege-
lungen in den Landesrahmenverträgen festzuschreiben. 
Positiv hervorzuheben ist beispielsweise die Einigung der 
Landespflegesatzkommission in Schleswig-Holstein auf 
ein Modell der Refinanzierung von Anwerbungskosten, 
das den Trägern Planungssicherheit bietet und wesent-
liche Kostenbestandteile verlässlich abdeckt.

Das Gütesiegel „Faire Anwerbung Pflege“ soll künftig 
auch auf die Anwerbung internationaler Auszubildender 
ausgeweitet werden. Viele Träger wählen bewusst den 
Weg über die Ausbildung internationaler Nachwuchs-
kräfte, um diese gezielt für die spezifischen Anforderun-
gen der Langzeitpflege zu qualifizieren. Die derzeitige 
Refinanzierungslogik im SGB XI wird diesem Ansatz 
jedoch nicht gerecht. Aufwendungen für die Gewinnung 
und Integration internationaler Auszubildender werden 
bislang nicht verbindlich erfasst. Deshalb braucht es eine 
klarstellende gesetzliche Erweiterung, wonach auch die 
Anwerbe- und Integrationskosten internationaler Auszu-
bildender unter § 75 Absatz 2 Nummer 10 SGB XI fallen. 
Ergänzend ist eine verbindliche Verankerung in den 
Landesrahmenverträgen erforderlich.

Wohnraum für Auszubildende durch  
Sonderregelungen im Nutzungsrecht  
schaffen 

Die Wohnraumsituation stellt zunehmend ein struktu-
relles Hemmnis für die Ausbildungsbereitschaft vieler 
Einrichtungen dar. Trotz vorhandener Ausbildungsplätze 
scheitert die Umsetzung häufig an fehlendem oder  
unbezahlbarem Wohnraum, insbesondere in Ballungs
räumen und Universitätsstädten. Fördermöglichkeiten 
sind bislang kaum vorhanden. Eine mögliche Lösung 
wäre, es Pflegeeinrichtungen zu erleichtern, leerste
hende Bewohnerzimmer befristet und rechtssicher 
als Unterkünfte für Mitarbeiter:innen zu nutzen. Dafür 
braucht es bundeseinheitliche, unbürokratische Sonder-
regelungen im Bau- und Nutzungsrecht, insbesondere  
in Regionen mit angespanntem Wohnungsmarkt.

Praxisbeispiele

In einigen Regionen (z. B. München und Hamburg) 
wurden bereits Wohnheimplätze für Auszubildende im 
Gesundheitswesen geschaffen – teils in Trägerschaft 
von Kliniken, teils durch Kooperation mit kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaften. So bietet beispielsweise 
das Modellprojekt „Azubiwerk Hamburg“ bezahlbaren 
Wohnraum für Auszubildende aller Branchen. In länd
lichen Regionen wurden Leerstände in kommunaler 
Hand erfolgreich in Wohnraum für Auszubildende um
gewandelt, mit Unterstützung durch Landesfördermittel.
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Der Verband katholischer Altenhilfe in Deutschland 
e.V. (VKAD) vereint rund 500 Träger der katholischen 
Langzeitpflege in Deutschland. Dahinter stehen mehr 
als 2.200 Einrichtungen und Dienste mit rund 100.000 
Mitarbeitenden. Der bundesweit tätige Fachverband 
innerhalb des Deutschen Caritasverbandes vertritt die 
Interessen seiner Mitglieder durch politische Lobbyarbeit, 
Öffentlichkeitsarbeit und fachliche Expertise.
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